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- die Einführung einer Nachweiskarte über die Versicherungsbestä­
tigung, die den Kraftfahrzeug-Zulassungsstellen vorzulegen ist;

- die Ausnahmen von der Versicherungspflicht, z.B. für Kraftfahr­
zeuge der staatlichen Dienststellen, die zur Selbsttragung der 
Schäden verpflichtet sind,

- die Einführung von Versicherungskennzeichen für Kleinkrafträder 
und motorisierte Krankenfahrstühle und

- die Gewährleistung der Regulierung von Schadensersatzansprü­
chen, wenn der Schädiger nicht ermittelt werden kann oder 
der Schädiger widerrechtlich keine Haftpflichtversicherung abge­
schlossen hatte.

VO über den öffentlichen Gesundheitsdienst und die Aufgaben 
der Gesundheitsämter in den Landkreisen und kreisfreien Städ­
ten vom 8. August 1990 (GBl. I Nr. 53 S. 1068)
Entsprechend der Kommunalverfassung bestehen in den Landkreisen 
und kreisfreien Städten Ämter für bestimmte Aufgabenbereiche, dar­
unter Gesundheitsämter, die Aufgaben des öffentlichen Gesundheits­
dienstes (Gesundheitsfachverwaltung) zu erfüllen haben. Der öffent­
liche Gesundheitsdienst fällt in die Kompetenz der künftige Länder. 
Da gegenwärtig noch keine Länderregelungen für den öffentlichen 
Gesundheitsdienst bestehen, ist es erforderlich, Aufgaben und Kom­
petenz der bereits in der Praxis bestehenden Gesundheitsämter auf 
eine rechtliche Grundlage zu stellen.

VO zur Einführung des Gesetzes betreffend die Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften der BRD für die Wohnungsge­
nossenschaften der DDR vom 15. August 1990 (GBl. I Nr. 53
S. 1072)
Mit dem Inkrafttreten des „Gesetzes betreffend die Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften“ der Bundesrepublik Deutschland für die 
Wohnungsgenossenschaften der DDR werden Bedingungen und Erfor­
dernisse festgelegt, die der Spezifik der Wohnungsgenossenschaften 
voll Rechnung tragen. Das schließt auch die Notwendigkeit einer 
neuen Bewertung der Mitgliederleistungen und die Schaffung einer 
veränderten ökonomischen Basis der Wohnungsgenossenschaften ein, 
die ihrer Entwicklung frei von staatlicher Reglementierung hin zu nur 
den Mitgliedern verpflichteten Unternehmen entspricht. Damit wird 
der Übergang, insbesondere der Arbeiterwohnungsbaugenossenschaf­
ten zu Wohnungsgenossenschaften, im Sinne des Genossenschaftsge­
setzes von 1989 gewährleistet.

Folgende АО zur Durchführung bzw. Ausgestaltung des Arbeits­
förderungsgesetzes (AFG) vom 22. Juni 1990 (GBl. I Nr. 36 S. 403) 
wurden am 1. Juli 1990 erlassen (alle im GBl. I Nr. 53 S. 1080 bis 
1125)
- АО über die Arbeitserlaubnis für nichtdeutsche Arbeitnehmer 

(ArbeitserlaubnisAO),
- АО über die individuelle Förderung der beruflichen Ausbildung 

(A Ausbildung),
- АО über die Förderung von Einrichtungen der beruflichen Bil­

dung (A institutionelle Förderung), -
- АО über die individuelle Förderung der beruflichen Fortbildung 

und Umschulung (A Fortbildung und Umschulung),
- АО über die Förderung der Berufsausbildung von ausländischen 

Auszubildenden sowie von lembeeinträchtigten oder sozial be­
nachteiligten deutschen Auszubildenden (A FdB),

- АО zur Förderung der Arbeitsaufnahme (FdA-AO),
- АО über die Arbeits- und Berufsförderung Behinderter (A Reha),
- АО über das Verfahren bei der Gewährung von Kurzarbeitergeld 

(Kug-AO),
- АО über die Förderung von Allgemeinen Maßnahmen zur Ar­

beitsbeschaffung aus Mitteln der Arbeitsverwaltung (ABM-AO),
- АО über Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung für ältere Arbeit­

nehmer (АО nach § 99 AFG),
- АО über die Beurteilung der Zumutbarkeit einer Beschäftigung 

(ZumutbarkeitsAO),
- АО über den Aufenthalt von Arbeitslosen während des Leistungs­

bezuges (Aufenthalts-AO),
- АО zur Anwartschaft in der Arbeitslosenversicherung (Anwart- 

schaftszeit-AO),
- АО über die Meldepflicht (Meldeanordnung),
- ArbeitslosenhilfeAO.

VO zur Wahl der Schwerbehindertenvertretungen - 
SchwbWO - entsprechend dem Schwerbehindertengesetz, Werk- 
stättenVO zum Schwerbehindertengesetz - SchwbWV - und

AusgleichsabgabeVO zum Schwerbehindertengesetz (SchwbAV), 
alle vom 8. August 1990 (GB1.I Nr. 54 S.1131 bis 1136)
Die Wahlordnung zum Schwerbehmdertengesetz regelt die näheren 
Vorschriften zur Vorbereitung und Durchführung der Wahlen der 
Schwerbehindertenvertretungen, die erstmals in der DDR zusätzlich 
zu den Betriebs- und Personalräten ab 1 Oktober gewählt werden. Die 
Aufgabe ist die Interessenvertretung der Behinderten in den Betrieben 
und Dienststellen insbesondere zur Integration arbeitsloser und ausbil­
dungsnehmender Schwerbehinderter in Betriebe und Einrichtungen.

Die WerkstättenVO bestimmt die Anforderungen, die an Werkstät­
ten für Behinderte im Interesse der auf sie angewiesenen schwerbe­
hinderten Mitbürger gestellt werden müssen, und das Verfahren der 
Anerkennung. Diese Anerkennung ist Voraussetzung für die Gewäh­
rung von individuellen und institutioneilen Förderleistungen durch die 
Zentrale Arbeitsverwaltung nach dem Schwerbehindertengesetz sowie 
für die Einbeziehung der in den Werkstätten beschäftigten Behinderten 
in die Kranken- und Rentenversicherung.

Die AusgleichsabgabeVO regelt, unter welchen Voraussetzungen 
Leistungen zur Einstellung und Beschäftigung Schwerbehinderter so­
wie begleitende Hilfen im Arbeitsleben gewährt werden können. 
Insofern besitzt die Ausgleichsabgabe sowohl eine Ausgleichsfunktion 
als auch eine Antriebsfunktion.

АО über die Anmeldung von Patenten - PatentanmeldeAO - 
vom 27. Juli 1990 (GBl. I Nr. 54 S. 1154)
Diese АО regelt das Verfahren bei der Anmeldung von Patenten. 
Festlegungen wurden getroffen zum Inhalt der Anmeldeunterlagen, 
zur Beschreibung, zum Inhalt der Zeichnungen und zur Prioritätser­
klärung.

АО über die Reisekostenvergütung bei Auslandsdienstreisen 
(AuslandsreisekostenAO) vom 29. Juni 1990 (GBl. I Nr. 54
S. 1185)
Diese АО regelt die Finanzierung von Auslandsdienstreisen für Be­
schäftigte von staatlichen Organen und haushaltsfinanzierten Einrich­
tungen sowie Beschäftigte der Deutschen Post und der Deutschen 
Reichsbahn. U.a. ist definiert, was eine Auslandsdienstreise ist und 
was die Bestandteile der Reisekostenvergütung sind. Detaillierte Fest­
legungen sind zu den Arten der Gelder und zur Finanzierung von Fahr- 
und Nebenkosten getroffen. In den Anlagen ist eine Länderübersicht 
über die Reisekostenvergütung mit den zu erstattenden Beträgen aus­
gewiesen.

VO über das Apothekenwesen vom 1. August 1990 (GBl. I Nr. 55
S. 1236)
Diese VO regelt, ausgehend vom Staatsvertrag und vom Treuhand­
gesetz, die Umstrukturierung des Apothekenwesens. Geregelt ist die 
Erlaubniserteilung, die künftige Stellung der Krankenhausapotheken, 
der Apotheken der NVA, der Zweigapotheken und der Notapotheken. 
Festlegungen wurden auch zum Inhalt der Apothekenbetriebsordnung 
getroffen. Die VO enthält Beschwerde- und Ordnungsstrafbestimmun­
gen. Auf der Grundlage dieser VO erging die АО über den Betrieb 
von Apotheken (Apothekenbetriebsordnung - ApBetrO) vom 6. August 
1990 (GBl. 1 Nr. 56 S. 1279).

1. DB zum Gesetz über den Vollzug der Strafen mit Freiheitsent­
zug - Strafvollzugsgesetz - vom 7. April 1977 vom 3. Juli 1990 
(GBl. I Nr. 55 S. 1241)
Diese DB tritt an Stelle der l.DB vom 7. April 1977 zum Straf­
vollzugsgesetz. Mit ihr werden Ziel und Inhalt des Vollzuges der 
Strafen mit Freiheitsentzug, der Durchführung des Vollzuges sowie 
die Rechte und Pflichten der Strafgefangenen entsprechend den neuen 
Bedingungen angepaßt und priorisiert.

АО über Kriterien und Anforderungen für die Ausübung der 
erlaubnispflichtigen Gewerbe Detekteien, Waffengeschäfte,
Wach- und Schließgesellschaften sowie Sicherung von Geld- und 
Werttransporten vom 3. August 1990 (GBl. I Nr. 55 S. 1256)
In Durchsetzung der DVO zum Gewerbegesetz - erlaubnispflichtige 
Gewerbe, besondere Überwachung von Anlagen und vom Reisege­
werbe ausgeschlossene Tätigkeiten - vom 8. März 1990 enthält diese 
АО Festlegungen zu allgemeinen Anforderungen, um eine Detektei, 
ein Waffengeschäft, eine Wach- und Schließgesellschaft zu führen 
bzw. Geld- und Werttransporte zu sichern.

2. DVO zum Treuhandgesetz vom 22. August 1990 (GBl. I Nr. 56 
S. 1260)
Diese DVO regelt die Privatisierung von ausgesonderten Grund­
stücken, Gebäuden und baulichen Anlagen, die sich in Rechtsträger-


